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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Abfälle

Als besonders heikles Abfallproblem erweist sich immer mehr die Beseitigung der
Autowracks. Der Bericht einer Studiengesellschaft schlug die Errichtung von drei
Grossverwertungsanlagen und von Sammelplätzen vor. Sowohl in der Ostschweiz als
auch in der Nordwestschweiz und der Westschweiz wurde an regionalen Lösungen für
die Verwertung von Altautos gearbeitet. Nationalrat Keller (fdp, TG) reichte eine Motion
ein, mit der er den Bundesrat aufforderte, die rechtlichen Voraussetzungen für eine
Gebührenerhebung sowie für ein Verbot wilder Ablagerungen von Altautomobilen
abzuklären und eine Vorlage zu unterbreiten. 1

MOTION
DATUM: 10.03.1971
ULRICH KLÖTI

In einer Antwort auf eine Kleine Anfrage bestätigte der Bundesrat, dass
Kunststoffpackungen bei der Verbrennung schädliche Gase hinterlassen. Er nahm
deshalb eine Motion von Nationalrat Martin (fdp, VD), der die Verwendung von
Plastikflaschen (PVC) verbieten wollte, als Postulat entgegen. Eine Motion Nationalrat
Hofers (fdp, SG) forderte über ein Verbot umweltschädlicher Verpackungen hinaus eine
Erhebung von Abgaben auf Verpackungsmaterialien im Verhältnis zu den von der
Verpackung verursachten Beseitigungskosten sowie eine steuerliche Begünstigung jener
Betriebe, die für die Verpackung selbständig verrottende Stoffe verwenden. Diese
Motion wurde vom Bundesrat positiv beantwortet. Auch das Konsumentinnenforum und
der Naturschutzbund erklärten den Einwegpackungen den Kampf, während die «Aktion
saubere Schweiz» ein Verbot oder eine Besteuerung solcher Verpackungen weder für
realisierbar noch für wirksam hielt. 2

MOTION
DATUM: 21.09.1971
ULRICH KLÖTI

Die Landesregierung zeigte sich zurückhaltend gegenüber der Aufforderung, die
Beseitigung der Altautomobile einheitlich zu regeln und damit zur Lösung eines der
dringendsten Abfallprobleme beizutragen; sie verwies auf die bereits von
verschiedenen Kantonen getroffenen Massnahmen. Gegen Jahresende nahm in
Waltenschwil (AG) eine erste Autozerhackanlage den Betrieb auf; der Bau eines
entsprechenden Werks in der Ostschweiz verzögerte sich durch Einsprachen gegen den
befürchteten Betriebslärm und infolge der Konkurrenz zweier Unternehmer, die sich
um die Beteiligung der interessierten Kantone bewarben. 3

MOTION
DATUM: 14.03.1972
PETER GILG

Um die – nach der Schliessung der Deponie Kölliken (AG) dringlich gewordene –
kontrollierte Endlagerung von Sondermüll zu gewährleisten, schlug der Bund in
Zusammenarbeit mit den Industriekantonen des Mittellandes fünf mögliche
Deponiestandorte vor. Im Rahmen der Präsentation der Vorstellungen des Bundesrates
zur künftigen Sondermüllentsorgung wurden die Gemeinden Pieterlen (BE), Pfaffnau
(LU), Hägendorf (SO), Ormalingen (BL) und Dietgen (BL) als mögliche Standorte für
Sonderabfalldeponien bezeichnet. Die betroffenen Gemeinden lehnten die Errichtung
von Sonderabfalldeponien auf ihrem Gebiet jedoch entschieden ab. In seiner
Stellungnahme zu einer Motion Spoerry (fdp, ZH) bekräftigte der Bundesrat, dass er
nötigenfalls von seiner Kompetenz, selber solche Standorte zu bestimmen, Gebrauch
machen werde. Eine Denkpause bei der Suche nach neuen Deponien forderten
namentlich auch Umweltschutzkreise; sie kritisierten das bundesrätliche
Sonderabfallentsorgungskonzept, da es statt bei der Abfallverminderung erst bei der
Entsorgung einsetze, und verlangten vom Bund Vorschläge, wie die Sondermüllmenge
bis zum Jahr 2000 um die Hälfte reduziert werden könne. 4

MOTION
DATUM: 18.12.1985
KATRIN HOLENSTEIN
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Immer dringlicher wird das Problem der Entsorgung von Sondermüll. Zurzeit fehlen in
der Schweiz sowohl leistungsfähige Verbrennungsanlagen als auch
Deponiemöglichkeiten. Der Abfallexport ist jedoch langfristig keine Lösung. Um der
ausserdem befürchteten illegalen Beseitigung von gefährlichen Abfällen
entgegenzuwirken, forderte eine vom Nationalrat in Postulatsform überwiesene Motion
Künzi (fdp, ZH) die Regierung auf, den Standort für eine
Sonderabfallverbrennungsanlage verbindlich festzulegen. In seiner Antwort erklärte der
Bundesrat, dass er mehr denn je von der Notwendigkeit neuer Verbrennungsanlagen für
Sondermüll überzeugt sei, vorläufig aber auf die Privatwirtschaft zähle. Gestützt auf die
im Leitbild für die schweizerische Abfallwirtschaft aufgestellten Grundsätze will er dem
Parlament so rasch als möglich Vorschläge unterbreiten, mit denen die
Rahmenbedingungen für eine leistungsfähige Sonderabfallentsorgung auf
privatwirtschaftlicher Basis verbessert werden. 5

MOTION
DATUM: 11.03.1986
KATRIN HOLENSTEIN

Erklärte Absicht der Bundesbehörden ist es, die Abfälle in Zukunft primär in der
Schweiz zu entsorgen. Nur so lassen sich Anforderungen an eine umweltgerechte
Behandlung und eine lückenlose Kontrolle durchsetzen und die Auslandabhängigkeit
abbauen. Zudem werden die verschärften Restriktionen bei der Entgegennahme von
Sondermüll zur Verbrennung auf hoher See – diese Art der Abfallbeseitigung soll 1994
eingestellt werden – kurzfristig zu empfindlichen Kapazitätsengpässen in der Schweiz
führen. Ein Konzept über Bedarf und Standorte von Anlagen zur Behandlung von
Sonderabfällen liegt vor. Projekte für die dringend benötigten Verbrennungsanlagen
und Deponien werden von der Bevölkerung jedoch überall bekämpft, und die
Gespräche von Bund und Kantonen über die Realisierung entsprechender Anlagen
brachten bisher keine Lösung. Unter dem Druck des sich zuspitzenden
Entsorgungsnotstands überwiesen beide Kammern des Parlaments diskussionslos eine
Motion von Nationalrat Büttiker (fdp, SO), die den Bundesrat beauftragt, unverzüglich
die gesetzlichen Grundlagen für die Sicherstellung des Betriebes von
Hochtemperatur-Verbrennungsanlagen für Sonderabfälle zu schaffen. Durch eine
Revision des USG müsse der Bund die Kompetenz erhalten, die Benutzungspflicht für
Anlagen im Inland einzuführen und den einzelnen, regional verteilten Anlagen
Einzugsgebiete zuzuweisen (Abgabe- und Annahmepflicht für Sonderabfälle). 6

MOTION
DATUM: 31.12.1988
KATRIN HOLENSTEIN

L'idée, énoncée dans la Convention de Bâle, d'éliminer, traiter ou entreposer les
déchets sur le lieu de production prend forme en Suisse bien qu'il ne soit pas facile de
trouver des sites à cet effet, la population étant généralement opposée à l'implantation
de telles installations. Ces dépôts accueilleront des matériaux traités selon les
prescriptions de l'ordonnance sur le traitement des déchets (OTD), en consultation, et
dont le but est d'imposer un traitement systématique des déchets sur place pour
aboutir soit à une substance recyclable, soit à des résidus inertes faciles à entreposer
définitivement. Dans le cadre de l'élimination des déchets spéciaux, le groupe
démocrate-chrétien a déposé une motion qui demande au Conseil fédéral de prévoir
dans la loi une obligation pour le producteur de déchets de les acheminer vers une
installation d'élimination déterminée et l'obligation pour cette dernière de les prendre
en charge. La motion fut acceptée sans opposition au Conseil des Etats. 7

MOTION
DATUM: 17.03.1989
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil national a transmis comme postulat la motion Maspoli (Lega, TI) demandant
que le Conseil fédéral encourage le développement de technologies d'élimination des
déchets ne créant pas de résidus à entreposer ainsi qu'un minimum de substances
toxiques. 8

MOTION
DATUM: 01.03.1994
SERGE TERRIBILINI

Diskussionslos überwies der Ständerat eine Motion Schmid (cvp, AI), welche die
Aufhebung des herrschenden Staats- resp. Gemeindemonopols beim Transport und
der Entsorgung von nichtspezifischem Gewerbekehricht verlangt. Diesbezügliche
Abfälle aus Industrie-, Gewerbe-, Dienstleistungs- und Verwaltungsbetrieben sollen
nicht als Siedlungsabfälle gelten, solange und soweit sie im Betrieb sortenrein
bereitgestellt werden. 9

MOTION
DATUM: 21.06.2006
MAGDALENA BERNATH
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Der Nationalrat überwies im Berichtsjahr eine Motion von Schmid-Sutter (cvp, AI),
welche den Bundesrat beauftragt, das Staatsmonopol bei der Entsorgung von
Gewerbekehricht abzuschaffen. Die Ratsmehrheit war der Meinung, das bisherige
Monopol durch die gemeindeeigene Müllabfuhr bewähre sich zwar für Siedlungsabfälle,
sei aber bei Betriebsabfällen nicht zweckmässig. Die kleine Kammer hatte die Motion
bereits 2006 gutgeheissen. 10

MOTION
DATUM: 01.10.2007
ANDREA MOSIMANN

Eine Motion von Fetz (sp, BS), die eine schweizerische Gesamtstrategie gegen Littering
sowie die Einführung eines Pfandes zur Förderung der Rückgabe von kleinen Pet-
Getränkeflaschen verlangte, wurde verworfen. Eine Mehrheit des Ständerates war der
Ansicht, Massnahmen gegen das unordentliche Wegwerfen von Abfällen sei Sache der
Kantone und Gemeinden. 11

MOTION
DATUM: 04.10.2007
ANDREA MOSIMANN

Le Conseil national a adopté tacitement une motion Baumann (udc, TG) visant à
autoriser le contrôle des déchets spéciaux par l’entreprise d’élimination sur le site de
l’entreprise remettante lorsque les conditions de sécurité le permettent. Favorable à
cet assouplissement des dispositions de l’OMoD, le Conseil fédéral a toutefois relevé
qu’il ne peut s’appliquer qu’aux mouvements sur le territoire national, dans la mesure
où les réglementations internationales excluent formellement ce type de contrôles. 12

MOTION
DATUM: 25.09.2009
NICOLAS FREYMOND

À la suite du Conseil national l’année précédente, le Conseil des Etats a adopté
tacitement la motion Baumann (udc, TG) visant à préciser l’ordonnance sur les
mouvements de déchets (OMoD) de sorte à autoriser la prise en charge définitive des
déchets spéciaux par les entreprises de valorisation sur le site de l’entreprise
remettante. 13

MOTION
DATUM: 30.11.2010
NICOLAS FREYMOND

Im Berichtjahr überwiesen beide Räte eine Motion de Buman (cvp, FR), welche ein
breitflächiges Verbot der Abgabe von Wegwerf-Plastiksäcken an den Ladenkassen
fordert. In seiner Begründung bezog sich der Motionär auf eine entsprechende am G8-
Gipfel geäusserte Forderung von Japan, China und Südkorea. Wie bereits die
abgeschriebene Motion de Buman (cvp, FR) aus dem Jahre 2008 hatte der Bundesrat
auch diese Motion im 2010 mangels Alternativen mit besserer Ökobilanz und aufgrund
fehlender Verhältnismässigkeit zur Ablehnung empfohlen. Zu Letzterem führte die
Regierung aus, dass der jährliche Verbrauch von 3000 t Plastiksäcken in der Schweiz
nur gerade knapp ein halbes Prozent der in der Eidgenossenschaft pro Jahr
produzierten Kunststoffprodukte betrage. Darüber hinaus hätte sich der Appell des G8-
Gipfels vorderhand an Schwellen- und Entwicklungsländer gerichtet, welche im
Gegensatz zur Schweiz und anderen Industrieländern noch nicht über eine
funktionierende Abfallentsorgung verfügen würden, die im eidgenössischen Fall sogar
die energetische Verwertung der Abfälle beinhalte. Der Nationalrat stellte sich in seiner
Sitzung hingegen diskussionslos hinter den Motionär und beschloss mit 110 zu 73
Stimmen die Annahme des Anliegens. Gegen ein Verbot stemmten sich beinahe
geschlossen die Fraktionen der BDP und FDP sowie eine Grossmehrheit der SVP. Die
Mehrheit der UVEK-SR folgte der Argumentation des Bundesrates und empfahl dem
Ständerat die Ablehnung der Motion. Mit einem äusserst knappen Entscheid von 18 zu 17
Stimmen schloss sich der Ständerat im Folgenden jedoch einer parteiübergreifenden
Kommissionsminderheit an, die auf Annahme der Motion plädierte. Die Minderheit
argumentierte, dass ein entsprechendes Verbot das Umweltbewusstsein der
Konsumenten massgeblich fördern könne, und dass die Übernahme einer Vorreiterrolle
den Staaten mit problematischen Verhältnissen als gutes Beispiel vorangehen würde. In
seiner Rede fügte der Kommissionssprecher der Minderheit, Raphael Comte (fdp, NE),
Frankreich, das seit 2010 über ein entsprechendes Verbot verfügt, als lobenswertes
Beispiel an. Als Alternative hatte sich im Nachbarland der Einsatz von
widerstandsfähigen Plastiktüten aus Polypropylen durchgesetzt, die sich laut Aussage
des Motionärs de Buman (cvp, FR) rund 20-mal wiederverwenden liessen. 14

MOTION
DATUM: 13.12.2012
MARLÈNE GERBER
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Kurt Fluri (fdp, SO) empörte sich ob der geplanten Umsetzung einer im Jahr 2007
überwiesenen Motion des ehemaligen Ständerats Carlo Schmid-Sutter (cvp, AI), welche
die Lockerung des Transport- und Entsorgungsmonopols für Gewerbekehricht forderte.
Laut aktuellen Vorschlägen des BAFU sollen nicht nur Abfälle von Grossbetrieben,
sondern auch solche von KMU aus dem Entsorgungsmonopol der Gemeinden gelöst
werden. Eine vollständige Liberalisierung des Abfallmarktes für Gewerbekehricht
erachtete Fluri in seiner Motion in mehrerer Hinsicht als unglücklich und forderte, dass
Sammlung und Verwertung von durch KMU verursachtem Gewerbekehricht nach wie vor
den Gemeinden zufallen solle. Eine vollständige Liberalisierung des gewerblichen
Abfallmarktes würde einerseits zusätzlichen Administrations- und Kontrollaufwand für
Gemeinden und andererseits die Möglichkeit zur Entstehung wilder Abfalldeponien
bedeuten. Darüber hinaus sei es ökologisch sinnvoll, beim Einsammeln der
Siedlungsabfälle den Gewerbekehricht ebenso gleich mitzunehmen. Ansonsten würden
Auslastung und Kostendeckungsgrad sinken und fehlende Erträge müssten durch
höhere Gebühren bei den Haushalten ausgeglichen werden. Wie der Bundesrat in
seiner Antwort zum Geschäft im Mai 2011 erläutert hatte, stünden die Forderungen der
Motion Fluri mit der bereits überwiesenen Motion Schmid-Sutter in Konflikt. Um eine
effiziente und umweltgerechte Umsetzung des Anliegens Schmid-Sutter zu
gewährleisten, habe man sich in mehreren Sitzungen mit den betroffenen Kreisen
vorläufig geeinigt, dass Abfälle von sogenannten Mikrobetrieben (Betriebe mit bis zu
neun Vollzeitstellen) nach wie vor unter das Entsorgungsmonopol des Staates fallen
sollen. Da es sich hierbei um 87% aller Betriebe des Gewerbe-, Industrie- und
Dienstleistungssektors handle, seien die Auswirkungen tragbar. Trotz dieser
Ausführungen nahm der Nationalrat in der Frühjahrssession das Geschäft mit 116 zu 58
Stimmen deutlich an. Für Ablehnung setzte sich eine Grossmehrheit der SVP sowie
einer Minderheit der CVP/EVP-Fraktion mit vereinzelter Unterstützung aus den Rängen
der GLP und der FDP-Liberalen vergeblich ein. Dem zweitberatenden Ständerat lag in
der Herbstsession ein Ordnungsantrag Graber (cvp, LU) vor, der die Motion zur
Vorprüfung der UREK-SR zuweisen wollte. Dem Antrag zugrunde lagen kurz zuvor
bekannt gemachte Positionen der BPUK, des Schweizerischen Städteverbandes, des
Schweizerischen Gemeindeverbandes und von verschiedenen Betreibern von
Kehrichtverwertungsanlagen, welche durch den ausgehandelten Kompromiss um die
Deckung ihrer Fixkosten fürchteten, wobei die Stellungnehmenden laut dem
Antragssteller von einer Grössenordnung von CHF 150 Mio. ausgingen. Daraufhin stützte
der Ständerat den Antrag Graber mit 23 zu 13 Stimmen, womit das Geschäft an die
Kommission zurückgewiesen wurde. 15

MOTION
DATUM: 04.03.2013
MARLÈNE GERBER

Eine Motion Geissbühler (svp, BE) forderte die Bekämpfung des Litterings durch die
Gründung einer Task-Force aus dem bestehenden runden Tisch „Massnahmen gegen
Littering“. Die Aktivitäten dieser Task-Force sollen in eine bundesweite Kampagne zur
Vermeidung des absichtlichen Liegenlassens von Abfällen münden, die in erster Linie
auf Prävention und Sensibilisierung statt auf Symptombekämpfung setzt. Die Motionärin
verwies dabei auf eine 2011 vom Bundesamt für Umwelt (BAFU) veröffentlichte Studie,
welche die jährlich durch Littering anfallenden Reinigungskosten auf CHF 200 Mio.
beziffert. Angesichts bereits laufender Bestrebungen – neben dem runden Tisch
verwies die Regierung insbesondere auf die teilweise in Zusammenarbeit mit dem BAFU
durchgeführten Aktivitäten der Interessengemeinschaft für eine saubere Umwelt (IGSU)
– sowie der übermässig auf Ballungszentren verteilten Abfallproblematik hatte der
Bundesrat 2011 in seiner Antwort auf die Motion die Ansicht vertreten, eine
bundesweite Kampagne sei nicht zielführend, und die Ablehnung des Vorstosses
beantragt. Die grosse Kammer entschied in der Herbstsession 2013 allerdings anders
und nahm die Motion mit 105 zu 60 Stimmen und 27 Enthaltungen an. SP, Grüne, BDP
und GLP befürworteten das Geschäft beinahe geschlossen, wenn im Falle der SP auch
mit über 10 Enthaltungen. CVP, FDP und SVP stellten sich jeweils mit relativ knappen
Mehrheiten gegen Annahme des Geschäfts. Der Ständerat befand im Berichtsjahr noch
nicht über das Anliegen. 16

MOTION
DATUM: 17.09.2013
MARLÈNE GERBER

Auch 2014 gab eine 2012 überwiesene Motion de Buman (cvp, FR) zu reden, die ein
Verbot der Abgabe von Wegwerf-Plastiksäcken an den Ladenkassen fordert. Im
November wurde bekannt, wie sich das BAFU die Umsetzung der Motion vorstellt. Der
Vorschlag, den das Bundesamt zu diesem Zeitpunkt den Ansprechpartnern vorlegte,
beinhaltete nicht nur ein Verbot von Einweg-Plastiksäcken, sondern auch die Pflicht zur
Erhebung einer Gebühr auf Mehrweg-Taschen jeglichen Materials, und das an allen
Kassen des Schweizer Detailhandels. Bereits im Berichtsjahr regte sich Widerstand

MOTION
DATUM: 27.01.2014
MARLÈNE GERBER
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gegen den Vorschlag, der noch weiter gehe als das Anliegen des Motionärs, und das
sowohl bei Konsumentenorganisationen wie auch bei den kleineren und mittleren
Detailhändlern. Die grösseren Detaillisten wollten sich zu gegebenem Zeitpunkt
gegenüber den Medien noch nicht zur Frage äussern. Die Suche nach einer tragbaren
Lösung zur Umsetzung der Motion war Ende 2014 noch in vollem Gange. 17

Die 2013 im Nationalrat angenommene Motion Fluri (fdp, SO), die forderte, dass
Gewerbekehricht von kleinen und mittleren Betrieben nach wie vor als Siedlungsabfall
gelten und so dem Entsorgungsmonopol des Staates zugrunde liegen soll, gelangte 2014
erneut in den Ständerat. Letzterer hatte das Anliegen 2013 an seine UREK
zurückgewiesen, welche zu Beginn des Berichtsjahres Anhörungen mit den betroffenen
Kreisen durchführte. Daraufhin beschloss die UREK-SR mit 7 zu 5 Stimmen, das
Anliegen des Motionärs zu unterstützen. Ausschlaggebend für diesen Entscheid waren
die von Seiten der Gemeinden und Kantone befürchteten finanziellen Einbussen durch
wegfallende Abfallgebühren, die eine Liberalisierung der Entsorgung des
Gewerbekehrichts mit sich bringen würde. Ferner würde dies auch zu schlechterer
Auslastung der Kehrichtverbrennungsanlagen, zu zusätzlichen Transporten - Siedlungs-
und Gewerbekehricht müssten separat abgeholt werden - sowie zu verstärktem
Administrativ- und Kontrollaufwand durch die Gemeinden führen. Der Ständerat folgte
diesem Antrag und überwies die Motion mit 22 zu 15 Stimmen (3 Enthaltungen). Zuerst
hatte sich die kleine Kammer noch über einen Ablehnungsantrag einer bürgerlichen
Kommissionsminderheit hinwegzusetzen. Diese stiess sich insbesondere am Umstand,
dass mit dem Anliegen Fluri eine im Jahr 2007 überwiesene Motion Schmid-Sutter (cvp,
AI) nicht mehr umgesetzt werden könne. Diese forderte eine vollständige
Liberalisierung der Entsorgung des Gewerbekehrichts und deren geplante Umsetzung
war wiederum der Beweggrund für die Einreichung des Anliegens Fluri. 18

MOTION
DATUM: 20.03.2014
MARLÈNE GERBER

Nachdem der Nationalrat der Motion Geissbühler (svp, BE) zur Bekämpfung des
Litterings bereits zugestimmt hatte, empfahl die UREK-SR ihrem Rat das Anliegen zur
Ablehnung. Auch für die ständerätliche Kommission stelle Littering ein Problem dar, das
bekämpft werden müsse. Die UREK-SR vertrat jedoch die Ansicht, dass hierfür primär
die Kantone und Gemeinden zuständig seien. Dass der Bund eine Task-Force bilden
würde, um eine landesweite Kampagne gegen Littering zu starten, würde erstens nicht-
vernachlässigbare personelle und finanzielle Kosten nach sich ziehen sowie ferner auch
bereits bestehende Massnahmen unnötig konkurrenzieren. Der Ständerat folgte dieser
Argumentation und beerdigte das Geschäft in der Sommersession 2014. 19

MOTION
DATUM: 04.06.2014
MARLÈNE GERBER

Die Papierflut einzudämmen setzte sich eine im Berichtsjahr eingereichte Motion
Reimann (svp, AG) zum Ziel. Die Parlamentsmitglieder sollen vor die Wahl gestellt
werden, ob sie von den Verwaltungsstellen zugestellte und nicht mit der
Parlamentsarbeit in Zusammenhang stehende Dokumente weiterhin auf dem Postweg
oder neu auf elektronischem Weg erhalten, oder ob sie gar auf die Zustellung solcher
Dokumente verzichten wollen. Der Bundesrat beantragte die Motion zur Annahme und
der Nationalrat folgte ihm als Erstrat stillschweigend. 20

MOTION
DATUM: 26.09.2014
MARLÈNE GERBER

Im Sinne der Nachhaltigkeit empfahl auch die vorberatende ständerätliche Kommission
ihrem Rat die Annahme einer Motion Reimann (spv, AG), wonach
nichtparlamentsbedingte periodische Druckerzeugnisse den Parlamentsmitgliedern
nur noch auf expliziten Wunsch und nicht mehr länger ungefragt in Papierform
zugestellt werden sollen. Das im Vorjahr vom Nationalrat befürwortete und ebenfalls
durch den Bundesrat und die Bundeskanzlerin gestützte Anliegen wurde in der
Frühjahrssession 2015 von Ständerat überwiesen. 21

MOTION
DATUM: 09.03.2015
MARLÈNE GERBER

Der Nationalrat lehnte in der Frühjahrssession 2015 mit bürgerlicher Mehrheit und dem
Bundesrat folgend eine Motion Semadeni (sp, GR) ab, die eine Erhöhung der
Verwertungsquote von PET und anderen Recycling-Materialien auf je mindestens 90
Prozent gefordert hätte. Die Bündner Nationalrätin hatte sich in ihrem Vorstoss auf
Zahlen des BAFU aus dem Jahr 2011 berufen, die für PET eine im Vergleich zu Glas und
Aluminium um mindestens 10 Prozentpunkte tiefere Verwertungsquote von insgesamt
81% festmachten. Dies sei aufgrund der hohen Menge an sich im Umlauf befindendem

MOTION
DATUM: 12.03.2015
MARLÈNE GERBER
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PET-Material bedenklich; insgesamt 8772 Tonnen seien 2011 nicht wieder verwertet
worden. Sofern kein besseres, freiwilliges Recycling von PET erzielt werden könne,
sollte darüber nachgedacht werden, ein Pfandsystem einzuführen. An diesem letzteren
Punkt der Forderung hatte sich der Bundesrat gestossen, weswegen er dem Nationalrat
die Ablehnung des Anliegens beantragte. Eine Pfandlösung weise kein gutes Kosten-
Nutzen-Verhältnis auf und würde ferner über 30'000 PET-Sammelstellen überflüssig
machen. 22

Mit Annahme der Motion Fluri (fdp, SO) im Jahr 2014 ist eine neue Definition für
Siedlungsabfälle in die Technische Verordnung über Abfälle (TVA) aufzunehmen. Da
diese nicht deckungsgleich ist mit der in der 2007 überwiesenen Motion Schmid (cvp,
AI) verlangten Definition, kann das länger zurückliegende Anliegen Schmids nicht mehr
umgesetzt werden, weswegen der Bundesrat die Motion als erfüllt betrachtete und
deren Abschreibung beantragte. Im Unterschied zu Nationalrat Fluri (fdp, SO) hatte alt-
Ständerat Schmid-Sutter (cvp, AI) verlangt, den gesamten Gewerbekehricht nicht als
Siedlungsabfall zu betrachten. Dies hätte dazu geführt, dass die Gemeinden nicht mehr
länger für Sammlung und Verwertung dieser Abfälle zuständig gewesen wären. Das
Parlament stimmte dem Abschreibungsantrag in der Sommersession 2015 durch
Annahme des Berichts über Motionen und Postulate der gesetzgebenden Räte im Jahre
2014 zu. 23

MOTION
DATUM: 15.06.2015
MARLÈNE GERBER

Im Jahr 2016 lehnte das Parlament zwei Vorstösse ab, die verstärkte Massnahmen zur
Verringerung von Lebensmittelverlusten, dem sog. Food Waste, forderten. Ein Postulat
Trede (gp, BE), das den Bundesrat zur Prüfung von zusätzlichen Massnahmen
aufforderte – darunter beispielsweise eine realistischere Kalkulation von
Haltbarkeitsdaten oder die Sensibilisierung im Schul- und Berufsbildungsunterricht –
wurde in der Frühjahrssession vom Nationalrat abgelehnt (Po. 14.3603). Dabei folgte die
grosse Kammer dem Antrag des Bundesrates, der in seiner Stellungnahme ausführte,
dass mit dem im März 2013 verabschiedeten Aktionsplan Grüne Wirtschaft bereits
etliche Massnahmen angedacht worden seien, die dem Postulat Rechnung tragen
würden. So soll mit dem Nationalen Forschungsprogramm "Gesunde Ernährung und
nachhaltige Lebensmittelproduktion" (NFP 69) die Grundlagenforschung in diesem
Bereich gestärkt werden. Darüber hinaus hätten die Bundesbehörden einen breiten
Stakeholderdialog lanciert, dessen Ziel es auch sei, konkrete Lösungsvorschläge
betreffend die Datierung von Lebensmitteln und die Information und Sensibilisierung
der Bevölkerung zu präsentieren. Auch international sei man tätig, indem man die
Erarbeitung eines UNO-Programms zu nachhaltigen Agrar- und Ernährungssystemen
unterstütze. Im Rat nahm Maya Graf (gp, BL), die den Vorstoss nach Ausscheiden ihrer
Parteikollegin übernommen hatte, die jüngsten Aktivitäten des Bundes positiv zur
Kenntnis, wollte durch die Annahme des Postulats jedoch einen Bericht erarbeiten
lassen, der ein Zwischenfazit zieht und neu entstandene Handlungslücken aufzeigt.
Neben der Ratslinken fand der Vorstoss lediglich innerhalb der GLP- und BDP-Fraktion
grossmehrheitliche bis vollständige Unterstützung, was mit den vereinzelten Stimmen
aus der CVP/EVP-Fraktion nicht zu einer Mehrheit reichte. Besser erging es vorerst
einer Motion Hausammann (svp, TG), die den Bundesrat dazu aufforderte, Massnahmen
zu treffen, damit der Food Waste in der Schweiz bis 2020 um mindestens 30%
verringert werden kann. Dieses von bürgerlicher Seite lancierte Anliegen eines
Bauernvertreters verschaffte sich im Nationalrat über die befürwortenden Stimmen des
Postulats Trede hinaus die vollständige Unterstützung der CVP/EVP-Fraktion sowie
jeweils ein gutes Fünftel der Stimmen aus der SVP- und FDP-Fraktion, womit der
Vorstoss im Erstrat mit komfortablem Mehr angenommen werden konnte. Die Motion
scheiterte hingegen im zweitberatenden Ständerat, der das Anliegen lediglich mit 16 zu
22 Stimmen bei 1 Enthaltung befürwortete. 24

MOTION
DATUM: 15.06.2016
MARLÈNE GERBER

Im Dezember 2016 äusserte sich der Nationalrat positiv zur sachgerechten Verwendung
von Biomasse. Das in Form einer Motion Semadeni (sp, GR) vorliegende Anliegen
forderte, dass biogene Abfälle vergärt oder stofflich verwertet werden sollten, bevor sie
dem Nährstoffkreislauf endgültig entzogen und verbrannt würden. Eine Verbrennung
wäre nur noch erlaubt, wenn sich die Verwertung oder Vergärung als nicht sachgerecht
oder nicht möglich herausstellen würde. Damit geht das Anliegen im Bereich der
Nahrungsmittelabfälle weniger weit als die bereits überwiesene parlamentarische
Initiative Chevalley (glp, VD), die ein komplettes Verbrennungsverbot fordert, jedoch
etwas weiter als eine 2014 überwiesene Motion Lustenberger (cvp, LU), die ebenfalls die

MOTION
DATUM: 16.12.2016
MARLÈNE GERBER
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sachgerechte Verwendung von Biomasse-Reststoffe fördern wollte. Der Nationalrat
stimmte dem Anliegen der Bündner Sozialdemokratin auf Antrag des Bundesrates
stillschweigend zu. Das Geschäft gelangt nun an den Zweitrat. 25

Lors de la session d'automne, la motion pour une utilisation judicieuse de la biomasse
a été adoptée par le Conseil des Etats, comme le souhaitait la Commission de
l'environnement, de l'aménagement du territoire et de l'énergie (CEATE-CE). Celle-ci
soutenait, par cinq voix contre quatre, la position du Conseil fédéral de mettre au
premier plan la préservation du cycle des matières et donc de restreindre les
conditions d'autorisation de la combustion de la biomasse. Le Conseil fédéral prendra
donc les mesures requises et présentera au Parlement les modifications législatives
nécessaires pour assurer une utilisation judicieuse de la biomasse. 26

MOTION
DATUM: 13.09.2017
DIANE PORCELLANA

La CEATE-CE charge le Conseil fédéral d'exécuter le principe «obligation avec
possibilité d'exemption» et d'intégrer les commerçants en ligne et étrangers dans le
système de reprise et de recyclage des appareils électriques et électroniques. Le
principe, élaboré et abandonné par l'OFEV suite à la procédure de consultation d'un
projet de révision de l'OREA, oblige les importateurs, les fabricants ou vendeurs
d'appareils figurant sur la listes des appareils à reprendre, à verser une taxe
d'élimination anticipée s'ils ne participent pas à un système de reprise volontaire. 
Le Conseil fédéral n'est pas favorable à son application, en raison de l'opposition
exprimée par les exploitants de systèmes de financement reposant sur des
contributions volontaires, de la charge administrative induite et des difficultés de mise
en œuvre. Il préconise une obligation pleine et entière ou l'instauration d'une taxe
d'élimination anticipée obligatoire. S'agissant des commerçants étrangers, le Conseil
fédéral ne partage pas l'idée de les obliger à désigner un mandataire en Suisse pour
l'acquittement des obligations financières. Cela serait contraire aux engagements du
droit commercial international et difficilement applicable. En défenseur du système
volontaire, il propose donc de rejeter la motion. 
Le Conseil des Etats approuve la motion par 36 voix contre 4 et 1 abstention. Lors de
l'examen préalable, la CEATE-CN a décidé par 24 voix contre 0 et 1 abstention de ne pas
inscrire un système de financement précis dans le texte de la motion. L'introduction
d'une «obligation avec possibilité d'exemption» ne serait pas la meilleure solution. Elle
préfère laisser le choix au Conseil fédéral de mettre en place un système, à moindre
frais administratifs, intégrant les commerçants en ligne et les importateurs, dont la
mise en œuvre serait faite par des acteurs du secteur privé. Le Conseil national adopte
la motion dans sa version modifiée. 27

MOTION
DATUM: 07.06.2018
DIANE PORCELLANA

Le Conseil des Etats adopte la motion modifiée par le Conseil national relative au
recyclage des appareils électriques et électroniques. Il suit ainsi la recommandation
unanime de la CEATE-CE. Le Conseil fédéral doit, maintenant, intégrer les
commerçants en ligne et étrangers dans le système de reprise et de recyclage des
appareils électriques et électroniques. 28

MOTION
DATUM: 27.09.2018
DIANE PORCELLANA

Mittels einer Motion forderte Jacques Bourgeois (fdp, FR) wirkungsvolle
Fördermassnahmen gegen Littering, wobei zwischen städtischem und ländlichem
Raum differenziert werden solle. Bourgeois störte sich vor allem an den weggeworfenen
Aluminiumdosen, welche in ländlichen Gebieten ein grosses Problem darstellten, da
diese von weidenden Kühen gegessen werden können. Der Bundesrat beantragte die
Annahme der Motion, woraufhin der Nationalrat der Annahme in der Wintersession
2019 diskussionslos zustimmte. 29

MOTION
DATUM: 20.12.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Nationalrätin Isabelle Chevalley (glp, VD) führte in einer Motion aus, dass oxo-abbaubare
Kunststoffe einen Oxidationszusatz enthielten, der dazu führe, dass der Kunststoff
unter Einfluss von Hitze und UV-Licht abgebaut werde. Das Plastik zerfalle daraufhin in
sehr kleine Stücke (sogenanntes Mikroplastik), welches sich schliesslich in der Umwelt
wiederfinde, die Gewässer und den Boden belaste und letztlich in die Nahrungskette
gelange.
Um diese Säcke zu verbieten, forderte Nationalrätin Isabelle Chevalley den Bundesrat
auf, gestützt auf das USG eine entsprechende Verordnung zu erlassen.

MOTION
DATUM: 20.12.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion; der Nationalrat stimmte der
Annahme im Winter 2019 diskussionslos zu. 30

In der Schweizer Baubranche fallen jährlich schätzungsweise 16 Millionen Tonnen
Bauabfall an. Um die Wiederverwendung dieser sekundären Baustoffe zu fördern,
verlangte Nationalrat Peter Schilliger (fdp, LU) in einer Motion, dass der Bundesrat die
notwendigen Rahmenbedingungen schafft, damit Bauten im Hoch-, Tief- und
Strassenbau des Bundes, der Kantone und Gemeinden, wenn immer technisch möglich
und sinnvoll, mit Recyclingbaustoffen geplant und erstellt werden. Durch die
Vorbildfunktion der öffentlichen Hand könne dies zur Etablierung eines einheitlichen
Standards führen, der wiederum privaten Bauherren eine Verwendung solcher
Baustoffe vereinfachen würde.
Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion. Die grosse Kammer folgte dem
Vorschlag des Bundesrates und nahm die Motion in der Wintersession 2019
stillschweigend an. 31

MOTION
DATUM: 20.12.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Frühling 2020 beugte sich der Ständerat über die Motion Munz (sp, SH). Die
Rednerinnen und Redner waren sich einig, dass der Lebensmittelverschwendung
dringend Einhalt geboten werden müsse. Die Mehrheit im Stöckli erachtete dazu den
mit der Motion vorgeschlagenen Weg als richtig. Sie sah in der geplanten Erweiterung
der Lebensmittelabgaben nicht nur einen positiven Effekt für die Umwelt, sondern auch
eine Massnahme zur Armutsreduktion. Für die Minderheit der SGK-SR argumentierte
Hannes Germann (svp, SH), dass die Umsetzung der Motion für das Gastgewerbe
schwierig sein werde. Zudem wäre gemäss Germann auch die Verpflichtung des
Detailhandels, seine Angestellten nach Ladenschluss für die Verteilung der
abzugebenden Lebensmittel zu bezahlen, sehr problematisch. Dennoch stimmte der
Ständerat der Motion letztlich mit 33 zu 12 Stimmen deutlich zu. 32

MOTION
DATUM: 01.01.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Juni 2020 sprach sich auch die kleine Kammer für wirksame Massnahmen gegen
Littering aus und nahm die Motion Bourgeois (fdp, FR) an. Die UREK-SR hatte davor
einstimmig für die Annahme der Motion votiert. 
Im Plenum erläuterte Thomas Minder (parteilos, SH), dass ein hohes Pfand, etwa auf
Dosen oder PET-Flaschen, wohl die effektivste Lösung wäre, um das Littering-Problem
anzugehen. Allerdings habe sich der Handel dagegen ausgesprochen. Bussen zu
verteilen sei wenig sinnvoll, da kaum je ein Polizist neben der fehlbaren Person stehe.
Minder sah deshalb pessimistisch in die Zukunft und richtete die Frage nach der
wirksamsten Lösung an Bundesrätin Simonetta Sommaruga. Diese erwiderte, dass die
Verwaltung nur das umsetzen könne, was das Parlament entscheide, und dieses habe in
letzter Zeit recht wenig unternommen, um das Problem wirksam anzugehen. Auch sie
äusserte sich eher pessimistisch und erwartete kaum, dass mit der Umsetzung der
vorliegenden, sehr offen formulierten Motion das Littering aus der Welt geschafft
werden könne. 33

MOTION
DATUM: 03.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Sommer 2020 befasste sich der Ständerat mit einer Motion Chevalley (glp, VD),
welche oxo-abbaubare Kunststoffe in der Schweiz verbieten will. Martin Schmid (fdp,
GR) erläuterte für die UREK-SR, dass diese Kunststoffe nicht nur als Mikroplastik in der
Umwelt, sondern auch bei der Abfallverwertung Probleme verursachen könnten, wenn
sie fälschlicherweise als biogener Abfall oder in separaten Kunststoffsammlungen
entsorgt würden. Ein Verbot stelle für Schweizer Wirtschaft und Handel zudem kein
Problem dar, da diese Kunststoffe in der Schweiz kaum verwendet würden, resümierte
Schmid. Der Ständerat nahm die Motion in der Folge stillschweigend an. 34

MOTION
DATUM: 03.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat befasste sich im Sommer 2020 mit der Motion Schilliger (fdp, LU) zum
verstärkten Einsatz von Recyclingbaustoffen durch die öffentliche Hand. Der Rat war
sich einig, dass bei der Wiederverwendung von Baumaterialien noch viel Potential
bestehe. Viel zu oft werde beispielsweise Beton als Abfall und nicht als Ressource
betrachtet. Martin Schmid (fdp, GR) erläuterte für die UREK-SR, dass das Ziel dieser
Motion darin bestehe, beim Einsatz von Recyclingbaustoffen einheitliche Standards zu
schaffen. Die öffentliche Hand, allen voran der Bund, solle hier in einer Vorbildfunktion
diese Standards setzen, damit die privaten Bauherren entsprechend davon profitieren

MOTION
DATUM: 03.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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könnten. Olivier Français (fdp, VD) ergänzte, dass oft die Gesetzgebung im Wege stehe,
um Baustoffe vor Ort wiederzuverwenden. Er denke dabei beispielsweise an das
Raumplanungs- und Baugesetz des Kantons Waadt. In diesem Gesetz werde nicht
zwischen Siedlungsabfällen im herkömmlichen Sinne und wiederverwertbaren Abfällen
unterschieden. Nach dem abschliessenden Votum von Umweltministerin Sommaruga
nahm die kleine Kammer die Motion ohne Abstimmung an. 35

FDP-Nationalrat Marcel Dobler (fdp, SG) reichte im Juni 2020 eine Motion betreffend
das verstärkte Recycling von Plastik ein. Gemäss Motionstext soll der Bundesrat in einer
Verordnung festhalten, dass Plastik «schweizweit koordiniert und flächendeckend
getrennt, gesammelt und hochwertig stofflich verwertet werden können» soll. Gemäss
dem Motionär solle der Bundesrat dafür primär private Lösungen prüfen, erst danach
durch die öffentliche Hand koordinierte Ansätze. Der Bundesrat beantragte die
Annahme der Motion. Sie wurde in der Herbstsession 2020 vom Nationalrat
stillschweigend angenommen. 36

MOTION
DATUM: 25.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die UREK-NR forderte den Bundesrat im Herbst 2020 mittels einer Motion auf, bis im
Jahr 2025 eine Steuer auf Einweg-Verpackungen für Getränke und Reinigungsmittel
einzuführen, wenn diese aus weniger als 25 Prozent Recyclinggut bestehen. Mit dieser
Steuer soll das Recycling von Kunststoff gefördert und verbessert werden und die
Herstellerinnen und Konsumenten sollen einen finanziellen Anreiz erhalten, recycelten
Kunststoff zu verwenden, respektive zu kaufen.
Eine starke Minderheit aus Vertretern der Mitte-, der  FDP.Liberale- und der SVP-
Fraktion beantragte die Ablehnung der Motion. Auch der Bundesrat sprach sich gegen
die Motion aus. Im Grunde befürworte er das Anliegen, er arbeite jedoch bereits an der
Umsetzung ähnlicher Forderungen, die in zahlreichen Vorstössen (beispielsweise Mo.
18.3712) gestellt wurden. Er habe zudem das UVEK beauftragt, bis spätestens Ende 2022
Vorschläge für spezifische Massnahmen zur Ressourcenschonung zu unterbreiten. Der
Bundesrat argumentierte ausserdem, dass eine Steuer, wie sie die Motion der UREK-SR
fordert, freiwillige, privatwirtschaftliche Massnahmen erschweren würde.
In der Wintersession 2020 diskutierte der Nationalrat das Geschäft. Christine Bulliard-
Marbach (cvp, FR) wies darauf hin, dass die Schweiz beim Recycling zwar gut dastehe,
nicht aber, wenn es darum gehe, die gesammelten Kunststoffe anschliessend wieder in
den Stoffkreislauf zu bringen. Dies liege an der mangelnden Nachfrage nach recyceltem
Kunststoff, respektive am zu billigen neuen Kunststoff. Mit der vorgeschlagenen Steuer
würden die Verpackungen aus wiederverwertetem Kunststoff auf dem Markt attraktiver
werden. Minderheitensprecher Matthias Jauslin (fdp, AG) und Umweltministerin
Simonetta Sommaruga begrüssten ebenfalls die Förderung des Wiederverwendens
dieser Materialien. Sie verwiesen aber ausdrücklich auf die Arbeiten, die eine
Subkommission der UREK-NR bereits in Angriff genommen habe, um die
parlamentarische Initiative 20.433 umzusetzen. In diesen Arbeiten gehe es darum,
dafür zu sorgen, dass Verpackungen aus kreislauffähigem Materialien hergestellt und
verwendet werden, und dass unnötige Verpackungen vermieden werden. Es sei daher
nicht sinnvoll, jetzt eine Spezialsteuer auf Einweg-Verpackungen für Getränke und
Reinigungsmittel einzuführen.
Entgegen der Argumentation von Jauslin und Sommaruga stimmte der Nationalrat mit
104 zu 77 bei 5 Enthaltungen für die Annahme der Motion. GLP, SP und Grüne stimmten
geschlossen für Annahme, zahlreiche Mitglieder der Mitte-Fraktion sowie einige wenige
Mitglieder der FDP.Liberalen-Fraktion schlossen sich ihnen an. 37

MOTION
DATUM: 17.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) Bund, 19.3. und 24.3.71; Lb, 16.6.71; TA, 5.8.71; NZZ, 1.9.71.; Touring, 18.11.71.; Verhandl. B. vers., 1971, V, S. 32; Verhandl. B.
vers., 1971, V, S. 45
2) AB NR, 1971, S. 992 ff.; NZ, 21.1. und 23.6.71; Lb, 17.3. und 9.8.71; NZZ, 13.6. und 26.6.71.
3) AB NR, 1972, S. 319 ff.; AB SR, 1972, S. 58 ff.; NZZ, 16.12. und 28.12.72; TA, 17.11.72.
4) NZZ, 4.3., 12.4. und 29.4.86; Presse vom 11.4.86; BaZ, 16.4., 28.6. und 7.7.86; WoZ, 17.5.86 ; Ww, 9.10.86 ; Bund, 22.12.86.;
Verhandl. B. vers., 1985, V, S. 80
5) AB NR 1986, S. 1469 f.; AB NR 1986, S. 1505 f.; BZ, 23.1.86; BaZ, 15.2.und 14.11.86; WoZ, 17, 25.4.86; Presse vom 10.9.86; AT,
22.10. und 28.10.86; Ww, 23.10.86; NZZ, 7.11.86. TA, 13.11.86.
6) AB NR, 1988, S. 884 f.; AB SR, 1988, S. 755 f.; BUS (1988). Bedarf und Standorte für Anlagen zur Behandlung von
Sonderabfällen. ; BUS (1988). Konzept für eine Reststoffdeponie. ; BUS (1988). Trägerschaftsformen für Anlagen zur
Sonderabfallentsorgung. ; BUS-Bulletin, 1988, Nr. 4, S. 7 ff.; SZ, 6.2.88; BZ, 27.2., 11.3. und 24.8.88; TA, 12.3.88; NZZ, 19.3.,
30.4., 8.10., 29.10. und 30.11.88; Presse vom 6.4., 8.12. und 28.12.88; Ww, 7.4. und 15.12.88; SHZ, 14.4.88; WoZ, 15.4.88; BaZ,
19.5.88; JdG, 3.6.88; Bund, 24.6.88. 
7) BO CE, 1989, p. 612 s.; Presse du 4.2. et 5.2.89; LM, 25.3.89; NZZ et SZ, 6.10.89.
8) BO CN, 1994, p. 51 ss.
9) AB SR, 2006, S. 581 und Beilagen III, S. 191 f.
10) AB NR, 2007, S. 1556 ff.
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11) AB SR, 2007, S. 936 ff.
12) BO CN, 2009, p. 1803.
13) BO CE, 2010, p. 1050. Cf.
14) Mo. 10.3850: AB NR, 2012, S. 1068 f., AB SR, 2012, S. 1239 ff.
15)  Mo. 11.3137: AB NR, 2013, S. 22 f.; AB SR, 2013, S. 725 f.; TA, 18.11.13; vgl. Mo. 06.3085 (Schmid); vgl. SPJ 2007, S. 199.
16)  AB NR, 2013, S. 1441.
17) BZ, Lib, TG, 27.1.14; TA, 26.3., 6.11.14
18) Kommissionsbericht UREK-SR
19) AB SR, 2014, S. 436 f.
20) AB NR, 2014, S. 1829
21) AB SR, 2015, S. 85
22) AB NR, 2015, S. 326 f.
23) AB NR, 2015, S. 1072 ff.; AB SR, 2015, S. 355
24) AB NR, 2016, S. 1168; AB NR, 2016, S. 23 f.; AB SR, 2016, S. 515 ff.
25) AB NR, 2016, S. 2285
26) BO CE, 2017, p.604; Communiqué de presse CEATE-CE
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